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MÜNSTER, 16. Juni. Es gibt sie noch,
die Altenpflegeeinrichtungen, die keine
Schwierigkeiten haben, Personal zu fin-
den. Zum Beispiel die St.-Gereon-Senio-
rendienste aus Hückelhoven-Brachelen,
einem kleinen Ort in einer ländlichen Ge-
gend nahe Aachen, mit ihren vier Alten-
heimen, einem ambulanten Pflegedienst
und diversen Tagespflegeangeboten. Gut
240 junge Menschen bilden sie aktuell zur
Pflegefachkraft aus, um die 80 werden je-
des Jahr fertig, viel mehr, als sie überneh-
men können – und das ganz ohne Wer-
bung zu machen, wie der stellvertretende
Geschäftsführer Gerd Palm erzählt. Er
sagt: „In den nächsten zehn Jahren habe
ich keine Personalprobleme.“

Ein Satz, der stutzig macht, schließlich
wird in der Pflege, besonders in der Alten-
pflege, inzwischen verzweifelt Personal
gesucht. Gerade wurde bekannt, dass in
Hamburg ein Pflegeheim der Arbeiter-
wohlfahrt schließen muss, weil es nicht
genügend Pflegefachkräfte findet. Die
Bundesregierung hat in ihrer „Konzertier-
ten Aktion Pflege“ zusammen mit Vertre-
tern von 50 Interessengruppen Ideen ge-
sammelt, wie die Pflege wieder attrakti-
ver werden kann, und zuvor schon ein So-
fortprogramm beschlossen, mit dem
13 000 zusätzliche Stellen finanziert wer-
den sollen. Der Bedarf ist groß, das be-
streitet niemand. So ist der Bundesagen-
tur für Arbeit zufolge zwar die Zahl der so-
zialversicherungspflichtig beschäftigten
Altenpflegefachkräfte deutlich gestiegen:
von 490 000 im Jahr 2014 auf zuletzt
mehr als 580 000. Allerdings ist auch der
Personalbedarf gewachsen, so dass im ver-
gangenen Jahr im Durchschnitt knapp
24 000 Stellen allein in der Altenpflege
unbesetzt waren. Doch es gibt Beispiele,
dass es auch anders laufen kann.

Gerd Palm schießt in seiner direkten
Art gleich noch einen Satz hinterher.
„Wir nehmen aber auch jeden“, sagt er.
„16 Jahre, Hauptschulabschluss, keine
Vorstrafen, damit ist man dabei.“ Obwohl
ein Teil seiner Azubis Lernschwächen
hat, sei die Abbruchquote nicht höher als
anderswo, betont er. Zweimal die Woche
kommt, als ausbildungsbegleitende Unter-
stützung vom Jobcenter finanziert, eine
Nachhilfe. Zwei eigene Ausbildungskoor-
dinatoren sind für alles da, was sonst an-
fällt – auch, wenn es zu Hause mal Streit
gibt oder jemand einen Vorschuss benö-
tigt, um seinen Führerschein zu bezahlen.

Nun gibt es in Nordrhein-Westfalen
eine Besonderheit: Alle Pflegeeinrichtun-
gen zahlen, abhängig von ihrer Größe, in
einen Fonds ein. Wer ausbildet, bekommt
die Vergütung daraus erstattet. Dennoch
müssen die St.-Gereon-Dienste die vielen
Azubis natürlich erst einmal finden, und
das funktioniert allein über ihren guten
Ruf. Dass die Einrichtungen versuchen,
nicht nur für ihre Auszubildenden, son-
dern für alle Mitarbeiter viel möglich ma-

chen, hat sich rumgesprochen. Jeder
kann entscheiden, wie viel er arbeitet, es
gibt einen Ernährungscoach und unbüro-
kratische Hilfe bei privaten Sorgen, dazu
Gutscheine etwa für einen Handwerker
oder eine Wellnessbehandlung. Regelmä-
ßig werden Palm und sein Team als einer
der besten Arbeitgeber ausgezeichnet.

Trotzdem sind Beispiele wie dieses
kaum bekannt. Wird über die Pflege dis-
kutiert, geht es meistens darum, dass die
Pflegekräfte sich nicht wertgeschätzt füh-
len, viele Überstunden machen und aus
ihrer Sicht noch dazu schlecht bezahlt
werden. Während der CDU-Gesundheits-
politiker Erwin Rüddel vor einiger Zeit
mit der Bitte, die Pflegekräfte sollten posi-
tiver über ihre Arbeit sprechen, noch den
Zorn des ganzen Berufsstandes auf sich
zog, schlagen Führungskräfte aus der Pfle-
ge inzwischen selbstkritische Töne an.
„Wir schaffen es nicht, unsere Themen an
die Politik zu adressieren, weil es kein
,Uns‘ gibt“, sagte Daniel Schuster, Ge-
schäftsführer der Procurand Unterneh-
mensgruppe aus Berlin, vergangene Wo-
che bei einem Branchentreffen in Müns-
ter. Die Pflege brauche eine starke Stim-
me und müsse selbstbewusster auftreten.
„Wenn wir nicht stolz auf uns sind, wer
soll es dann sein?“, fragte er.

Ähnlich sieht es Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn (CDU), der in der
Pflege viel vorhat und in Münster eben-
falls anwesend war. Er wisse, dass 13 000
zusätzliche Stellen zu wenig seien, sagte
Spahn. Und er wisse auch, dass es schwer
sei, diese zu besetzen. Doch ein Anfang

sei gemacht. „Und wenn Sie in einem hal-
ben Jahr sagen, dass die Richtung stimmt,
bin ich schon zufrieden“, gab er den rund
40 Geschäftsführern mit. Die Pflege müs-
se aber auch selbst dazu beitragen, dass
ihr Image wieder besser wird: „Wenn man
den ganzen Tag vom Pflegenotstand re-
det, dann kommt natürlich keiner“, sagte
Spahn.

Klar ist: Erfolgsgeschichten gäbe es ei-
nige zu erzählen. Etwa die vom Alten-
heim Friedrichsburg in Münster, das im
Oktober sein Ausbildungskonzept umge-
stellt hat. Die 23 Auszubildenden küm-
mern sich nun – unter Anleitung – selbst
um eine gesamte Etage. Sie waschen die
Bewohner, versorgen je nach Lernstand
aber auch Wunden und geben Medika-
mente. Und sie schreiben ihren Dienst-
plan selbst. Die Bewohner und ihre Ange-
hörigen zu überzeugen war nicht leicht,
sagt Einrichtungsleiterin Susanne Bön-
ninghoff. Auch die Heimaufsicht sei skep-
tisch gewesen. Doch jetzt laufe es und die
Auszubildenden seien begeistert, von Be-
ginn an so viel Verantwortung zu bekom-
men. Das mache sich auch in den Bewer-
berzahlen bemerkbar.

Noch weiter geht Gunnar Sander, Ge-
schäftsführer eines gleichnamigen Pflege-
dienstes aus Westfalen. Er hat in Form ei-
nes Pilotprojektes das Konzept des nieder-
ländischen Pflegedienstes Buurtzorg
nach Deutschland geholt, das ganz ohne
Führungsstrukturen auskommt. Stattdes-
sen gibt es kleine Gruppen, die alles
selbst entscheiden: wen sie einstellen, wel-
che Pflegebedürftigen sie aufnehmen,

wie viel Zeit sie sich für welchen Patien-
ten nehmen. Zudem binden sie Familien-
angehörige ein, zum Beispiel indem sie ih-
nen zeigen, wie man eine Insulinspritze
setzt oder einen Kompressionsstrumpf an-
zieht. In den Niederlanden hat Buurtzorg
rund 14 000 Mitarbeiter und mehr als
1000 Gruppen. Gunnar Sander ist An-
fang 2018 damit in Deutschland gestartet,
aktuell gibt es fünf Gruppen. Nicht alles
läuft rund, eine Gruppe habe er schon ver-
loren, erzählt er. Die, die bleiben, wüss-
ten vor allem die Autonomie zu schätzen,
und dass sie mehr Zeit für die Pflegebe-
dürftigen haben.

Mit solchen Ansätzen kann man aus
Sicht vieler Vertreter der Pflege mehr be-
wirken, als nur durch mehr Geld – wobei
die Verdienste den Einrichtungsleitern zu-
folge ohnehin nicht so schlecht sind, wie
oft behauptet wird. Ein Einstiegsgehalt
von 2800 Euro brutto plus Zulagen für
Wochenend- und Feiertagsdienste sei heu-
te üblich, berichteten in Münster gleich
mehrere Geschäftsführer. In der Ausbil-
dung könne man im dritten Lehrjahr mit
1300 Euro rechnen – „mehr als in einer
Banklehre“, wie einer betont. Gerd Palm
von den St.-Gereon-Seniorendiensten bie-
tet seinen Pflegekräften, wo möglich, so-
gar an, mit Home Office von daheim aus
zu arbeiten. „Die ganze Dokumentation
kann man auch zu Hause machen“, sagt
er. Er ist aber überzeugt, dass es nicht ein-
zelne Maßnahmen sind, mit denen die
Einrichtungen Pflegekräfte für sich gewin-
nen. Es gehe ums Grundsätzliche, sagt er:
„Unsere Mitarbeiter müssen uns genau so
wichtig sein wie die Bewohner.“

tjb. SÃO PAULO, 16. Juni. Millionen Ar-
gentinier sind am Sonntag im Dunkeln
erwacht. Ein Kollaps des Stromnetzes
morgens kurz nach 7 Uhr führte zu ei-
nem massiven Stromausfall, der prak-
tisch ganz Argentinien sowie Teile Uru-
guays, Südbrasiliens und Gemeinden in
Chile betraf. Der argentinische Stromver-
sorger Edesur meldete als Erster „einen
massiven Ausfall des elektrischen Ver-
bindungssystems“. Später informierten
die Energieversorger und die argentini-
sche Zivilschutzbehörde, dass es Stun-
den dauern werde, bis die Stromversor-
gung wiederhergestellt sei. Erst nach 10
Uhr Ortszeit wurde das System schritt-
weise hochgefahren und konnte die
Stromversorgung in einzelnen Regionen
wieder gewährleistet werden. Auch aus
Uruguay wurde noch am Vormittag die
Wiederherstellung der Stromversorgung
in der gesamten Küstenregion gemeldet.

Eine Sprecherin von Edesur sagte zu-
nächst, dass die genauen Ursachen des
Ausfalls unklar seien. Später hieß es aus
dem Energieministerium, dass ein De-
fekt an einer wichtigen Übertragungslei-
tung vorliege. Vermutlich hatte ein hefti-
ger Sturm im Norden des Landes den
Schaden verursacht. Da zum Zeitpunkt
des Defekts ein geringer Verbrauch
herrschte, war der prozentuale Verlust
im Hochspannungsnetz so hoch, dass ein
Ungleichgewicht entstand, das dann ei-
nen automatischen Schutzmechanismus
aktivierte.

Allein in Argentinien waren anfäng-
lich über 40 Millionen Personen vom
Stromausfall betroffen. Der Ausfall vom
Sonntag wirkte sich unmittelbar auf den
öffentlichen Verkehr aus. In der Metro-
polregion von Buenos Aires kamen der
Zugverkehr sowie die U-Bahn abrupt
zum Stillstand, im Busverkehr kam es zu
Verspätungen. Betroffen war auch die
Wasserversorgung. Die Wasserversorger

riefen die Bevölkerung zu einem maßvol-
len Wasserverbrauch auf. Die wichtigen
Flughäfen des Landes konnten den Be-
trieb dank eigener Notstromaggregate
aufrechterhalten. Einen Stromausfall die-
ser Dimension hatte es in Argentinien
noch nie gegeben. Der bisher größte
Blackout ereignete sich im Jahr 2002, als
rund 13 Millionen Personen in der
Hauptstadt Buenos Aires und acht weite-
ren Provinzen ohne Strom waren. 1999
hielt ein Stromausfall über mehrere Tage
an. Allerdings waren nur rund 600 000
Personen davon betroffen.

Eine besondere Ausnahmesituation
herrschte in den argentinischen Provin-
zen Santa Fe, San Luis und Formosa, wo
an diesem Sonntag Gouverneurswahlen
stattfanden. In vielen Wahllokalen verzö-
gerten sich die Vorbereitungen. In den so-
zialen Netzwerken verbreiteten Wähler
Bilder von dunklen Wahllokalen, die in
der Morgendämmerung mit Kerzenlicht
und Mobiltelefonen erhellt wurden. Ob
die Wahlen durch den Stromausfall be-
einträchtigt wurden und dies ein politi-
sches Nachspiel haben wird, bleibt abzu-
warten. Feuerland, wo die Bevölkerung
ebenfalls an die Urnen ging, war die ein-
zige Provinz Argentiniens, die nicht vom
Stromausfall betroffen war, da sie nicht
am defekten Verbindungssystem hängt.

Die argentinische Regierung hatte die
Strompreise in den vorigen Jahren dras-
tisch erhöht, um in die Verbesserung der
Energieversorgung zu investieren. Die
Versorgungssicherheit hatte sich zuletzt
tatsächlich verbessert. Allerdings führ-
ten die Preiserhöhungen für elektrischen
Strom zu heftiger Kritik seitens der Op-
position und waren mit ein Grund für
landesweite Streiks und Proteste gegen
die Regierung. Für Präsident Mauricio
Macri kam der landesweite Blackout nur
vier Monate vor den Präsidentenwahlen
zu einem denkbar schlechten Zeitpunkt.

BERLIN, 16. Juni (Reuters). EZB-Rats-
mitglied Ewald Nowotny spricht sich für
ein flexibleres Inflationsziel der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) aus. „Ich per-
sönlich glaube, dass es vernünftig wäre,
etwas mehr Flexibilität zu haben, wie es
etwa die israelische oder die tsche-
chische Notenbank gemacht haben“, sag-
te der österreichische Notenbankchef
dem „Handelsblatt“. Er sei dafür, das
Zwei-Prozent-Ziel zu erhalten, „aber mit
einem Korridor von 0,5 oder einem Pro-
zent auf oder ab“. Die amerikanische No-
tenbank Fed überprüfe derzeit ihre geld-
politische Strategie. „Die Fed hat das ein-
geleitet, und die EZB ist auch dabei, so et-
was vorzubereiten“, sagte Nowotny. An-
gesichts des Führungswechsels bei der
EZB in diesem Jahr sei es eine natürliche
Sache, dass es zu strategischen Überle-
gungen kommen müsse. Die Amtszeit
von Präsident Mario Draghi läuft Ende
Oktober aus. Die EZB strebt eine Inflati-
onsrate an, die mittelfristig knapp unter
2 Prozent liegen soll. Nach den gerade ak-
tualisierten Prognosen der EZB-Ökono-
men wird dieses Ziel abermals verfehlt:
2019 soll die Teuerungsrate bei durch-
schnittlich 1,3 Prozent und 2020 bei 1,4
Prozent liegen.

enn. BERLIN, 16. Juni. Der soziale Woh-
nungsbau in Deutschland kommt nicht
in Schwung, obwohl der Bund den Län-
dern dafür Milliardenbeträge überweist.
Das geht aus einem Bericht des Bundes-
bauministeriums hervor. Danach wur-
den im vorigen Jahr gut 27 000 Sozial-
wohnungen gebaut, nur rund 800 mehr
als 2017. Um den Bedarf zu decken,
müssten nach Schätzung des Mieterbun-
des jedes Jahr rund 80 000 zusätzlich auf
den Markt kommen. Für den sozialen
Wohnungsbau hatte der Bund den Län-
dern 2018 rund 1,5 Milliarden Euro be-
reitgestellt – nicht nur für den Neubau,
sondern auch für die Modernisierung
von Wohnungen mit Mietpreisbindung
und Eigenheimförderung. Grüne und
Linke kritisierten Bauminister Horst See-
hofer (CSU) und forderten eine Aufsto-
ckung der Mittel. „Die Mieten in
Deutschland steigen und steigen, und
beim sozialen Wohnungsbau herrscht
Stillstand“, sagte Grünen-Politiker Chris-
tian Kühn. Seehofer verwies dagegen auf
die Zuständigkeit der Länder. Er rechne
fest damit, dass die Länder die Förde-
rung aus eigenen Haushaltsmitteln auf-
stockten. So könnten mehr als 100 000
Sozialwohnungen gebaut werden.

itz. ISTANBUL, 16. Juni. Die zunehmen-
den Spannungen der Türkei mit Amerika
wegen der Bestellung russischer Luftab-
wehrraketen haben in der Wirtschaft Be-
sorgnis ausgelöst. „Wir schließen nicht
aus, dass es zu amerikanischen Sanktio-
nen kommt, das wäre katastrophal“, sagte
der Präsident des türkischen Automobil-
zulieferverbands Taysad, Alper Kanca, in
Istanbul. Die Fahrzeugindustrie ist der
führende Wirtschaftszweig, der größte in-
dustrielle Arbeitgeber und der wichtigste
Exporteur des Landes. Zugleich warnte
der Deutsche Industrie- und Handelskam-
mertag DIHT, die Sanktionen könnten
auch der deutschen Wirtschaft schaden,
da die Türkei ein zentraler Partner sei.

Falls die Amerikaner lediglich den Han-
del mit Militärgütern verböten, wären die
Auswirkungen zu verkraften, glaubt Kan-
ca. Der Austausch von Autos und Autotei-
len betrage ebenfalls nur wenige Milliar-
den Dollar im Jahr. „Aber schlimm wird
es, wenn die Sanktionen auf Investitions-
güter ausgeweitet werden, zum Beispiel
auf CNC-Maschinen aus Amerika“, sagte
der Unternehmer, der Eigentümer eines
Schmiedewerks für Fahrzeugteile ist.

Besonders kritisch wäre es für die Wirt-
schaft, wenn Washington – ähnlich wie in
Iran – Strafen gegen Drittstaaten verhäng-
te, die mit der Türkei Handels- oder Fi-
nanzgeschäfte abwickeln. Die türkische
Wirtschaft ist stark von Waren- und Kapi-
talflüssen abhängig, vor allem aus der EU,
mit der sie in einer Zollunion verbunden
ist. Kanca kennt die Gefahr indirekter
Sanktionen aus eigener Erfahrung, da
sein Unternehmen früher in Iran enga-
giert war. Doch nach Beginn der amerika-
nischen Strafaktionen gegen Teheran di-
stanzierten sich die Banken und Kunden
in Drittmärkten von Kanca, weil sie ameri-
kanische Repressalien fürchteten. „Die Ge-
schäftspartner hatten Angst, und so könn-
te es auch bei uns sein.“ Der DIHT warnt
auf seiner Internetseite ebenfalls vor Sank-
tionen, „die exterritorial wirken“. In dem

kleinasiatischen Land seien mehr als 6000
deutsche Unternehmen aktiv. Sie beschäf-
tigten 130 000 Mitarbeiter, erwirtschafte-
ten einen Jahresumsatz von 31 Milliarden
Euro und hätten einen Kapitalstock von
10 Milliarden Euro aufgebaut. Das Ge-
schäft sei aber zurückgegangen. „Amerika-
nische Sanktionen mit möglicher exterrito-
rialer Wirkung verunsichern die deut-
schen Unternehmen weiter“, gibt der
DIHT zu bedenken. „Denn sie bedeuteten
für die Betriebe die zusätzliche Sorge, ihr
Amerikageschäft zu verlieren, wenn sie
am Türkeigeschäft festhalten.“ Im Streit

der beiden Nato-Staaten geht es darum,
dass die türkische Regierung in Russland
das Luftabwehrsystem S-400 bestellt hat.
Das Weiße Haus hat dagegen protestiert,
weil die Waffen angeblich amerikanische
Kampfflugzeuge vom Typ F-35 ausspionie-
ren können, die in der Türkei eingesetzt
werden sollen. Solange Ankara die Bestel-
lung in Moskau nicht rückgängig macht,
wollen die Amerikaner weder F-35-Ma-
schinen in die Türkei liefern noch deren Pi-
loten schulen oder beim Flugzeugbau ko-
operieren. Zuletzt hatte Washington mit
Wirtschaftssanktionen gedroht.

Daraufhin kündigte die türkische Regie-
rung Gegenmaßnahmen an. „Wir werden
entsprechende Schritte unternehmen,
wenn sie gegen uns vorgehen“, sagte Au-
ßenminister Mevlüt Çavuşoglu am Frei-
tag. „Es ist für uns unmöglich, den Ver-
trag mit Russland aufzugeben, egal was
das für Konsequenzen hat.“ Das türkische
Volk müsse sich entscheiden, ob es abhän-
gig oder frei sein wolle. Für die Unabhän-
gigkeit falle ein gewisser Preis an: „Wir
sollten bereit sein, ihn als ganze Nation
zu zahlen.“ Im Übrigen habe man das Ab-
wehrsystem schon gekauft und angezahlt,
jetzt gehe es nur noch um die Aufstellung.
Präsident Recep Tayyip Erdogan sagte
am Sonntag, die Auslieferung der S-400
beginne bereits in der ersten Julihälfte.

Es gibt in der Wirtschaft auch be-
schwichtigende Stimmen. Şekib Avdagiç,
Präsident der Handelskammer von Istan-
bul – des größten türkischen Wirtschafts-
standorts – sagte: „Die Spannungen sind
in erster Linie politischer Natur, die wirt-
schaftlichen Auswirkungen lassen sich
begrenzen.“ Amerikanische Delegierte –
darunter ein Vizeminister – hätten ihm
versichert, dass keine umfassenden Sank-
tionen geplant seien. „Die Situation in Sy-
rien, Iran oder Irak ist äußerst instabil“,
sagte Avdagiç. „Die Amerikaner werden
es sich in der Region nicht ausgerechnet
mit ihrem Nato-Partner Türkei verder-
ben wollen.“ Unterdessen hat die Rating-
agentur Moody’s die Bonität der Türkei
weiter herabgesetzt. Die Gefahr, dass das
Land in eine Zahlungsbilanzkrise gerate,
habe sich verschärft, teilte das Unterneh-
men mit. Damit sei die Möglichkeit ge-
stiegen, dass die Regierung ihre Kredite
nicht bedienen könne. Statt auf „Ba3“ no-
tiert die Kreditwürdigkeit jetzt auf „B1“
mit negativem Ausblick. Zuletzt hatte
Moody’s das Land im August 2018 herab-
gestuft. Das Finanzministerium in Anka-
ra kritisierte die neuerliche Schlechter-
stellung als ungerechtfertigt. Die Objekti-
vität und Unabhängigkeit der Analyse sei-
en in Zweifel zu ziehen.

tp. ROM, 16. Juni. Italiens Vizepremier
und Lega-Chef Matteo Salvini zeigt sich
bereit zum offenen Konflikt gegenüber
der EU-Kommission und den Partnern
in der Währungsunion. Dabei steht die
italienische Regierung unter großem
Zeit- und Entscheidungsdruck: Italiens
Schatz- und Finanzminister Giovanni
Tria sieht sich einem Ultimatum aus
Brüssel ausgesetzt, denn er muss inner-
halb von nur einer Woche erklären, wie
Italien sein Versprechen sinkender Haus-
haltsdefizite einhalten will. Die EU-
Kommission hatte Italien in ihrer Früh-
jahrsprognose für 2019 und 2020 Haus-
haltsdefizite von 2,5 und 3,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) vorherge-
sagt, während im Dezember für 2019 ein
Defizit von 2,04 Prozent des BIP verein-
bart worden war und im kommenden
Jahr der Fehlbetrag im Haushalt sinken
sollte. Schatzminister Tria sagt, Italien
könne das Haushaltsziel für 2019 ohne
Korrekturen einhalten, indem Reserven
von zwei Milliarden Euro nicht ausgege-
ben und Minderausgaben für Frührenten
und Bürgergeld einkalkuliert würden.
Doch offizielle Zahlen dazu gebe es erst
Ende Juli – zu spät für die Frist der Euro-
päischen Union. Für das kommende Jahr
sagt Minister Tria, dass er auf jeden Fall
Steuererleichterungen befürworte. Die-
se könnten aber nur verwirklicht wer-
den, wenn die Kosten gedeckt seien.

Demgegenüber sagt der für die Regie-
rungspolitik maßgebliche Vizepremier
Salvini: „Es ist unser Versprechen und
unsere Verpflichtung, die Steuern zu sen-
ken.“ Niemand könne dies seiner Regie-
rung verbieten. Nach Salvinis Darstel-
lung der vorigen Wochen müssen die
Steuersenkungen auch durch ein höhe-
res Defizit finanziert werden. „Wenn
Brüssel damit einverstanden ist, bin ich
zufrieden, wenn nicht, muss man in Brüs-
sel wissen, dass es um Geld der Italiener
geht, das von der italienischen Regie-
rung und nicht von anderen verwaltet

wird.“ Der als Kandidat der Lega gewähl-
te Vorsitzende des Haushaltsausschusses
im Senat, Alberto Bagnai, ein gegen den
Euro eingestellter Wirtschaftsprofessor,
sagte am Sonntag zur Haushaltsdiskus-
sion, dass sich Politiker anderer Länder
zu Hause mit Strenge gegenüber Italien
profilieren wollten und deshalb an klei-
nen Abweichungen Italiens Anstoß näh-
men. „Wenn es bei diesen erpresseri-
schen und mafiösen Forderungen bleibt,
muss Minister Tria nein sagen.“ Italiens
Medien berichten, dass Ministerpräsi-
dent Giuseppe Conte beim Treffen der
Regierungschefs in dieser Woche den
Streit um Italiens Haushaltsdefizit mit
der Personaldiskussion in der EU ver-
knüpfen wolle. Ohne Entgegenkommen
der europäischen Partner werde sich Ita-
liens Regierung bei den Entscheidungen
über künftige Ämter querstellen. Wäh-
rend die EU-Kommission kleine Erhö-
hungen der italienischen Staatsverschul-
dung auf mittlerweile 132,2 Prozent des
BIP moniert, schlägt der von der Lega
vom Amt des Europaministers in die Po-
sition des obersten Börsenaufsehers be-
förderte Paolo Savona andere Maßstäbe
vor: „Wenn das Vertrauen in das Land so-
lide ist und die Ersparnisse ausreichen,
ist auch ein Schuldenniveau von 200 Pro-
zent des BIP kein Widerspruch zu den so-
zialen und wirtschaftlichen Zielen der
Politik.“ Dies sagte der bekennende
Euro-Gegner in seiner offiziellen Rede
zur Vorstellung des Jahresberichts der
Börsenaufsicht Consob.

Während eines Generalstreiks der Me-
tallgewerkschaften am Freitag zuguns-
ten von mehr Investitionen und einer Po-
litik für mehr Arbeitsplätze erhob der
Vorsitzende der Gewerkschaft Fim-Cisl,
Marco Bentivogli, schwere Vorwürfe ge-
gen die Regierung der Populisten von
Lega und Fünf-Sterne-Bewegung: „Die-
se Regierung ist wie Kapitän Schettino.
Für ein bisschen Beifall fährt sie gefähr-
lich nahe an die Klippen heran.“
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Türkische Wirtschaft warnt vor Sanktionen aus Amerika
Streit um Raketenbestellung in Russland eskaliert / Moody’s stuft Ankara weiter herab

Teile Südamerikas ohne Strom
Argentiniens Energieministerium sieht Sturm als Grund

Italiens Vizepremier Salvini auf
Konfliktkurs gegenüber Brüssel
Die Lega will weiter Steuersenkungen und höheres Defizit

Selbstkritische Töne aus
der Pflege: Sie will ihren
schlechten Ruf loswerden.
Tatsächlich gäbe es einiges
Positives zu erzählen – etwa
über Altenheime, denen
Personalsorgen fremd sind.

Von Britta Beeger

In der Nähe von Kaliningrad: das Luftabwehrsystem „S-400 Triumph“ Foto Reuters
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